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Die Beweiswirkung der „blinden 
Quittung“ (?) 

 
In einer unserer bei dem BGH anhängigen 
Entscheidungen, hat der BGH am 
22.05.2014, unter dem Aktenzeichen I ZR 
109/13, ein Urteil verkündet worden.  
 
Der Entscheidung des BGH lag – verkürzt – 
folgender Sachverhalt zu Grunde:  
 
Der (beklagte) Frachtführer wurde wegen 
des (vermeintlichen) Verlustes zweier Päck-
chen mit je 3 kg Carboplatin von Deutsch-
land nach Österreich in Anspruch genom-
men.  
 
Dem ausführenden Frachtführer ist der 
Streit verkündet worden.  
 
In den ersten beiden Instanzen haben die 
Parteien insbesondere darüber gestritten, 
ob die streitgegenständlichen Güter zur Be-
förderung gekommen sind.  
 
Die Verladung der Sendung und diverser 
anderer Packstücke wurde von der Versen-
derin vorgenommen, wobei eine Erfassung 
mit einem Handscanner erfolgte.  
 
Der Fahrer des ausführenden Frachtführers 
war bei der Beladung nicht zugegen, son-
dern hat sich in seinem Führerhaus aufge-
halten.  
 
Nach Abschluss der Verladung wurde dem 
Fahrer in dem Büro der Versenderin eine 
Ladeliste, welche sich auch über die beiden 
Päckchen mit Carboplatin verhalten hat, 
vorgelegt, welche der Fahrer unter dem 
Vermerk „obige Sendung erhalten“ abzeich-
nete, ohne jedoch die Sendung kontrolliert 
zu haben.  

Der Fahrer hat sodann die Ladepapiere 
und eine Plombe zur Verplombung der 
Türen des Aufliegers erhalten.  
 
(Erst) hiernach hat sich der Fahrer zu 
seinem LKW begeben, die – bis dahin 
offenstehenden – Türen des Aufliegers 
verschlossen und die Tür verplombt.  
 
Bei der Entladung des LKW im Um-
schlagslager des beklagten Frachtfüh-
rers in Aschaffenburg, fehlte ein Päck-
chen mit Carboplatin im Werte von EUR 
77.180,54.  
 
Die Vorinstanzen haben die Klage mit 
der Begründung abgewiesen, dass – 
nach erfolgter Beweisaufnahme – von 
der Klägerin nicht hinreichend nachge-
wiesen worden wäre, dass das streitge-
genständliche Packstück tatsächlich zur 
Verladung gekommen ist und der Fahrer 
durch „blinde“ Zeichnung der Ladeliste 
auch keinen entgegenstehenden Ver-
trauenstatbestand geschaffen habe.  
 
Zumal der Versenderin, ob der tatsächli-
chen vorangestellten Durchführung der 
Verladung und der Aushändigung der 
Ladeliste an einem dritten Ort, positiv 
bekannt gewesen sei, dass der Fahrer 
mit seiner Unterschrift tatsächlich gar 
nicht bestätigen konnte, die Sendung 
wirklich erhalten zu haben.  
 
Der BGH hat die Entscheidung der Vo-
rinstanz (OLG Frankfurt) aufgehoben 
und den Rechtsstreit zu erneuten Ver-
handlung an das OLG Frankfurt zurück-
verwiesen.  
 
Und zwar mit der Begründung, dass die 
Übergabe der streitgegenständlichen 
Güter im Sinne des Artikel 17 Abs. 1 
CMR mit Abschluss der Ladearbeiten 
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durch die Versenderin, nach welcher der 
Frachtführer die Türen seines Aufliegers 
geschlossen hat oder hätte schließen kön-
nen, erfolgt sei.  
 
Der Zeitpunkt der Übergabe sei – so der 
BGH – insbesondere nicht deswegen nach 
hinten verschoben, als der Fahrer die Türen 
seines Aufliegers hat offenstehen lassen, 
während er sich in dem Büro der Versende-
rin die Beförderungspapiere und die Plombe 
hat aushändigen lassen.  
 
Zwar sei die Beweiswürdigung in erster und 
zweiter Instanz, nach welcher durch die 
Vernehmung des zuständigen Verlademit-
arbeiters der Versenderin und des Fahrers 
nicht hinreichend nachgewiesen sei, dass 
das streitgegenständliche Packstück tat-
sächlich auf die Ladefläche des LKW ge-
langte, im Ergebnis nicht anzugreifen und 
streitet zu Gunsten der Klägerin auch nicht 
die gesetzliche Vermutung des Artikel 9 
Abs. 2 CMR, da die entsprechende Beweis-
vermutung nur gelte, wenn ein den Vor-
schriften der Artikel 5 und 6 CMR entspre-
chender Frachtbrief vorliegt, eine Ladeliste 
aber keinen Frachtbrief ersetze.  
 
Auch die von dem Fahrer rein quittierte La-
deliste würde eine tatsächliche Übergabe 
des Packstückes an den Frachtführer nicht 
beweisen.  
 
Zwar käme – so der BGH – der Erklärung 
des Fahrers eine formelle Beweiskraft nach 
§§ 416, 440 Abs. 2 ZPO zu.  
 
Da jedoch die Ladeliste „blind“ unterzeich-
nete worden wäre, entfalle eine entspre-
chende Beweiskraft der Ladeliste. 
 
Der BGH hat sich dann aber – anders als 
die Vorgerichte – der Auffassung gezeigt, 
dass es – in dem streitgegenständlichen 

Schaden – treuwidrig im Sinne des § 
242 BGB sei, wenn sich der Frachtführer 
darauf berufe, dass der Fahrer die Lade-
liste „blind“ unterzeichnet habe.  
 
Zur Begründung führt der BGH aus, 
dass die Ladeliste aus 7 fortlaufend 
nummerierten Seiten bestanden und 
sich über die 30 Pakete - jeweils mit Ab-
sender, Empfänger, Maßen, Gewicht, 
Lieferschein, Warenwert, Sendungs-
nummer und Auftragsnummer - verhal-
ten habe.  
 
Wobei auf der letzten Seite die Gesamt-
zahl und das Gesamtgewicht der Sen-
dung angegeben gewesen wäre.  
 
Dadurch, dass der Fahrer – unter weite-
rer Angabe des Datums, des Kfz-
Kennzeichens und seines Namens in 
Druckbuchstaben – die Ladeliste mit 
einem Stempelvordruck „obige Sendung 
erhalten“ unterzeichnet habe, habe der 
Fahrer die Erklärung abgegeben, die 
vorgelisteten Packstücke von der Ver-
senderin erhalten zu haben.  
 
Zumal – so der BGH – der Fahrer die 
Möglichkeit gehabt hätte, den Belade-
vorgang zu überprüfen, jedenfalls aber 
nach dessen Abschluss und vor Unter-
zeichnung der Übernahmemitteilung, die 
Anzahl der Frachtstücke zu überprüfen.  
 
Dadurch, dass der Fahrer nicht entspre-
chend verfahren sei und gleichwohl die 
Übernahmequittung gezeichnet habe, 
habe der Fahrer einen Vertrauenstatbe-
stand geschaffen.  
 
Sodass es im Ergebnis Sache des 
Frachtführers gewesen wäre, darzulegen 
und (!) nachzuweisen, dass das streitge-
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genständliche Packstück nicht zur Verla-
dung gekommen ist.  
 
Diesen Nachweis habe der Frachtführer 
jedoch ebenfalls nicht nur nicht erbracht.  
 
Sondern habe der Frachtführer, welcher – s. 
o. – die Sendung mit Ende der Verladung 
durch die Versenderin im Sinne des Artikel 
17 Abs. 1 CMR übernommen habe, auch für 
einen etwaigen Zugriff Dritter auf die Sen-
dung während der Zeit einzustehen, in wel-
cher der LKW mit offenen Türen an der La-
derampe der Versenderin gestanden habe.   
 
Dabei sei dem Frachtführer – so der BGH – 
unter Umständen sogar ein qualifiziertes 
Verschulden vorzuwerfen, da der Frachtfüh-
rer nicht nur keine zureichenden Ein- und 
Ausgangskontrollen vorgenommen habe, 
indem er der Verladung nicht beigewohnt 
und die Ladeliste blind unterzeichnet habe.  
Sondern für die Sicherung der sich auf der 
Ladefläche seines LKW befindlichen Güter 
auch keine Vorsorge getroffen habe, indem 
er die Türen des Aufliegers habe offen ste-
hen lassen.  
 
Da diese Frage indes weiterer tatrichter-
licher Erhebungen bedürfe, hat der BGH – 
s. o. – die Sache an das Berufungsgericht 
zur weiteren Aufklärung zurückverwiesen.  
 
Mit dem Hinweis, dass der Versenderin 
dadurch, dass sie dem Fahrer des Fracht-
führers eine Plombe zur unkontrollierten 
Verfügung überließ, der Vorwurf eines Mit-
verschuldens an der Entstehung des Scha-
dens zu machen sein könnte.  
 
Das OLG Frankfurt wird sich daher erneut 
mit der Sache zu befassen haben.  
 
Prozessleitende Verfügungen des OLG 
Frankfurt sind bisher noch nicht ergangen.  

Über den Fortgang der Sache werden 
wir weiter berichten.  
 
Benjamin Grimme  
Rechtsanwalt  
 
Schlagworte: Übergabe, blinde Quittung, Fracht-
brief, Ein- und Ausgangskontrollen, Beweiskraft, 
Artikel 5, 6, 8, 17, 29 CMR, § 242 BGB, §§ 416, 440 
Abs. 2 ZPO 

 
 

Nochmals: Mitverschulden des 
Absenders bei Übergabe einer 

Sendung an betrügerischen, via 
Frachtenbörsen beauftragten 

Frachtführer? 
 
 
In unserem Newsletter 1/2014 (Seite 2) 
wurde die Entscheidung des Landge-
richts Lübeck über ein etwaiges Mitver-
schulden des Absenders bei Übergabe 
einer Sendung an betrügerischen, via 
Frachtbörsen beauftragten Frachtführer 
besprochen. Das Landgericht Lübeck 
war zu dem Ergebnis gekommen, dass 
dem Absender ein Mitverschulden anzu-
lasten war, da nach Auffassung des Ge-
richts die Mitarbeiter des Lagerhauses, 
bei dem die Sendung übernommen wur-
de, verpflichtet gewesen wären, die Per-
sonalien des übernehmenden Fahrers 
festzustellen und das Fahrzeug zu über-
prüfen.  
 
Diese Entscheidung hielten/halten wir für 
unrichtig und haben wir Berufung gegen 
das Urteil eingelegt. Die mündliche Ver-
handlung vor dem Berufungsgericht 
steht an und hat uns die Entscheidung 
des Landgerichts Regensburg, 1 HKO 
1161/14, in unserer Auffassung bestärkt, 
dass die Entscheidung des Landgerichts 
Lübeck unrichtig ist.  
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Denn anders als das Landgericht Lübeck ist 
das Landgericht Regensburg zu dem Er-
gebnis gekommen, dass ein Mitverschulden 
des Absenders nicht in Betracht kommt.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: 
 
Die Klägerin als Transportversicherer macht 
einen von ihr regulierten Schaden ihrer Ver-
sicherungsnehmerin in Höhe von ca. EUR 
132.000,00 geltend.  
 
Die Versicherungsnehmerin hatte die Be-
klagte mit der Durchführung eines Trans-
ports einer Partie Metalle zu einem Gewicht 
von 23.700 kg von Belgien nach Deutsch-
land beauftragt.  
 
Die Beklagte war hierbei seitens der Versi-
cherungsnehmerin zu festen Kosten beauf-
tragt worden.  
 
Aufgrund eines Feiertages in Belgien sowie 
eines anschließenden Brückentages war es 
der Beklagten nicht möglich, einen ihrer 
belgischen Subunternehmer zu erreichen. 
Die Beklagte hat daher über eine Frachten-
börse ein Unternehmen in der Slowakei mit 
dem Transport beauftragt.  
 
Die Beklagte teilte der Versicherungsneh-
merin mit, dass die Übernahme der Sen-
dung am 13.05.2013 durch eine Zugma-
schine mit einem bestimmten amtlichen 
Kennzeichen erfolgen würde.  
 
Sodann kam am selben Tag ein Fahrer mit 
Lkw mit dem genannten Kennzeichen und 
übernahm die Ware. Der Frachtbrief wurde 
hierbei seitens des Fahrers mit dem Stem-
pel des seitens der Beklagten beauftragten 
Unterfrachtführers auf dem CMR Frachtbrief 
gestempelt.  

 
Die Sendung ist jedoch niemals in 
Deutschland angekommen und es wurde 
Anzeige wegen des Verdachts des Be-
truges bzw. Unterschlagung der Sen-
dung gestellt.  
 
Die Klägerin, die den streitgegenständli-
chen Schaden ihrer Versicherungsneh-
merin ausglich, verlangte von der Be-
klagten die Erstattung des eingetretenen 
Schadens. Neben dem Bestreiten der 
Aktivlegitimation der Klägerin berief sich 
die Beklagte auf einen Ausschluss ihrer 
Haftung gemäß Artikel 17 Abs. 2 CMR. 
Denn sie hatte den Unterfrachtführer 
ihrer Auffassung nach über die Frach-
tenbörse ordnungsgemäß ausgesucht. 
Im Übrigen berief sie sich auf ein Mitver-
schulden des Absenders, da dieser die 
Legitimation des Transport durchführen-
den Fahrers nicht überprüft habe. So sei 
zum Beispiel der Personalausweis oder 
Führerschein nicht vorgelegt worden. 
 
Wie eingangs bereits erwähnt, hat das 
Landgericht Regensburg der Klage in 
voller Höhe stattgegeben. Die Aktivlegi-
timation sah das Landgericht als gege-
ben an. Im Übrigen sei der Verlust der 
Sendung im Obhutszeitraum der Beklag-
ten eingetreten, so dass ein Schadens-
ersatzanspruch nach Artikel 17 Abs. 1 
CMR gegeben sei.  
 
Weiter führte das Landgericht aus, dass 
kein Zweifel an einer vorsätzlichen Be-
gehung der Unterschlagung herrscht.  
 
Die Beklagte könne sich auf den Haf-
tungsausschlussgrund gemäß Artikel 17 
Abs. 2 CMR nicht berufen, dies sei ihr 
bereits nach Artikel 29 Abs. 2 CMR ver-
wehrt.  
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Im Übrigen sei jedoch bei der Schadensent-
stehung kein mitwirkendes Verschulden der 
Absenderin ersichtlich.  
 
Der vorgelegte CMR Frachtbrief wies das 
Kennzeichen aus, welches der Absenderin 
als das übernehmende Fahrzeug avisiert 
worden war. Der Fahrer zeichnete zudem 
mit dem Stempel der Unterfrachtführerin, 
die seitens der Beklagten beauftragt gewe-
sen war. Es mag zwar sein, dass der über-
nehmende Fahrer sich des Firmennamens 
in betrügerischer Absicht bedient hat, je-
doch sei nicht ersichtlich, wie der Absende-
rin eine Überprüfung der Unterfrachtführerin 
durch Erhebung der Persona-
lien/Führerscheindaten hätte obliegen sol-
len. Des Weiteren stellte das Landgericht 
Regensburg fest, dass selbst wenn eine 
solche Pflicht bestanden hätte, nicht seitens 
der Beklagten dargelegt und bewiesen sei, 
dass eine unterbliebene Überprüfung kausal 
für den eingetretenen Schaden war. Die 
Beklagte hatte insoweit keine Angaben da-
zu gemacht, wie die Absenderin bei Durch-
führung der Überprüfung den Fahrer als 
nicht legitimierte Person hätte erkennen 
sollen.  
 
Da der Schaden der Höhe nach ebenso 
nachgewiesen war, war der Klage – wie 
beantragt – stattzugeben.  
 
Über die Entscheidung des OLG Schleswig 
werden wir Sie informieren.  
 
Angela Schütte 
Rechtsanwältin  
Fachanwältin für Transport- und Speditions-
recht 
 
Schlagworte: Frachtenbörse, Mitverschulden, Artikel 
17 Abs. 1, 29 CMR  

 

Verletzung der Benachrichti-
gungspflicht durch Lagerhalter 

bei Fremdeinlagerung 

Der Bundesgerichtshof hat in einem 
kürzlich veröffentlichten Urteil (Urteil vom 
08.05.2014, Az. I ZR 48/13) bekräftigt, 
dass die Pflicht des Lagerhalters zur 
Benachrichtigung des Einlagerers über 
eine Fremdeinlagerung gem. Ziff. 15.1 
Satz 2 ADSp eine Kardinalpflicht im Sin-
ne von Ziff. 27 ADSp darstellt.  

Hieraus hat er gefolgert, dass sich der 
Lagerhalter bei Verletzung dieser Pflicht 
nicht auf eine beschränkte Haftung zu 
berufen vermag.  

Im zugrunde liegenden Sachverhalt hat-
te eine Produzentin von TV-Geräten ei-
nen Lagerhalter in Magdeburg im Febru-
ar 2007 mit der Einlagerung von 90 Pa-
letten solcher Geräte beauftragt. 

Im April 2007 lagerte der Lagerhalter 87 
Paletten hiervon in ein anderes Lager in 
Magdeburg um. Es blieb zwischen den 
Parteien streitig, ob diese Umlagerung 
dem Auftraggeber im Rahmen eines 
nach deren Beendigung geführten Ge-
sprächs mündlich mitgeteilt wurde. In 
einer nachfolgenden E-Mail wurde dieser 
nur auf die „zusätzliche Lagermöglich-
keit“ nebst Angabe der Anschrift „zur 
Verwendung Ihrer Versicherung“ hinge-
wiesen. 

Im Mai 2007 kam es in den neuen La-
gerräumen zu einem Brand, bei wel-
chem die eingelagerten Geräte teilweise 
beschädigt, teilweise zerstört wurden. 
Insgesamt belief sich der Sachschaden 
des Einlagerers auf € 451.055,28. 
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Die Brandursache konnte nicht geklärt wer-
den; der Einlagerer vermutete einen Zu-
sammenhang mit defekten elektrischen Lei-
tungen und ungesicherten Lampen in den 
neuen Lagerräumen.  

Die Lagerversicherung erstattete dem Ein-
lagerer nur einen Betrag von € 275.000,- als 
Obergrenze für Schäden auf einem „unbe-
nannten Lager“.  

Abzüglich eines Restverwertungserlöses 
verlangte der Einlagerer vom Lagerhalter 
sodann gerichtlich den ungedeckten Rest-
betrag in Höhe von € 118.967,28.  

Nachdem die Vorinstanz – nach vorheriger 
Zurückverweisung – dem Kläger im Rah-
men der Haftungsbegrenzung nach Ziff. 
24.1.2 ADSp nur einen Ersatzanspruch von 
€ 5.000,- zubilligte, hob der BGH nun das 
zweitinstanzliche Urteil des OLG Naumburg 
auf und verwies das Verfahren zur weiteren 
Aufklärung dorthin zurück. 

In Übereinstimmung mit dem OLG nahm er 
zunächst an, dass die Pflicht des Lagerhal-
ters zur unverzüglichen Benachrichtigung 
des Einlageres bei Einlagerung in fremdem 
Lager eine sog. Kardinalpflicht nach Ziff. 27 
ADSp darstellt.  

Zur Begründung verwies er darauf, dass 
diese Benachrichtigung für den Lagerhalter 
von ganz besonderem Interesse sei, da die-
ser nur so ausreichenden Versicherungs-
schutz eindecken könne. Ferne könne er 
auch nur dann sein Besichtigungsrecht aus 
Ziff. 15.2 ADSp wirksam ausüben. 

Entgegen noch der Einschätzung des OLG 
meinte der BGH angesichts der hohen Be-
deutung dieser Informationspflicht müsse 
die Mitteilung hierüber inhaltlich und sprach-
lich eindeutig sein.  

Der vorliegende Text entspräche jedoch 
diesen Anforderungen nicht, weil er 
durchaus auch nur als Hinweis auf eine 
weitere Möglichkeit einer Einlagerung 
und nicht auf eine bereits erfolgte zu 
verstehen sein könnte. 

 
Frank Geissler 
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für Transport-  
und Speditionsrecht 
Fachanwalt für Versicherungsrecht  
 
Schlagworte: § 475 HGB, Ziff. 15, 24, 27 ADSp, 
Lagervertrag, Umlagerung, Benachrichtigung, Kar-
dinalpflichtverletzung, Haftungsdurchbrechung, 
unbenanntes Lager  

  
 

Unbegrenzte Haftung bei Liefer-
fristüberschreitung – eine Fort-

setzung 
 
In unserem Newsletter 3/2014 hatten 
wir berichtet, dass eine Lieferfristüber-
schreitung eine unbegrenzte Haftung 
des Frachtführers begründen kann, 
wenn der Frachtführer in dem Wissen, 
dass ein Schaden entstehen kann, 
nicht alles dafür unternimmt, diese 
Verspätung zu verhindern. In dem dor-
tigen Fall war aufgrund einer Ver-
spätung ein Warenschaden eingetre-
ten, da die Ware aufgrund der einge-
tretenen Verspätung nicht mehr ver-
käuflich war. 
 
Diese Rechtsprechung hat das Land-
gericht Hamburg in seinem Urteil vom 
22.09.2014 (Az.: 419 HKO 26/14) nun 
weiter ausgebaut. 
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Streitgegenständlich war hier lediglich ein 
sogenannter Folgeschaden und kein Wa-
renschaden, wie in der oben dargestellten 
Sache. 
 
Die Klägerin wurde von der Versenderin 
als Spediteurin mit der Durchführung ei-
nes multimodalen Transportes beauftragt. 
Die Klägerin wiederum beauftragte die 
Beklagte mit dem landseitigen Vorlauf 
zum Flughafen, von wo aus ein Weiter-
transport mittels Luftfracht erfolgen sollte. 
 
Die Klägerin hatte mit dem ausführenden 
Luftfrachtunternehmen einen festen Ab-
flugtermin vereinbart. Im Falle des Nicht-
einhaltens dieses Termins hatte die Klä-
gerin an das Luftfrachtunternehmen eine 
sogenannte „Cancellation Fee“ zu zahlen. 
 
Aufgrund diverser Umstände hatte es die 
Beklagte versäumt, einen Frachtführer mit 
dem Transport der Packstücke zum Flug-
hafen zu beauftragen, wodurch der an-
schließende Lufttransport nicht durchge-
führt werden konnte. Dies wiederum führ-
te dazu, dass die Klägerin die „Cancellati-
on Fee“ zahlen musste, welche sie nun 
von der Beklagten zu ersetzen begehrte. 
 
Zunächst stellte das Gericht fest, dass 
zwischen den beiden Parteien stillschwei-
gend eine entsprechende Lieferfrist ver-
einbart worden war, da die Beklagte in 
dem Wissen des Termins zum Weiter-
transport und der sich hieraus ergeben-
den Lieferfrist am Flughafen den Vertrag 
mit der Klägerin geschlossen hatte. 
 
Sodann urteilte das Gericht, dass die Be-
klagte unbeschränkt hafte, da sie leichtfer-
tig und in dem Bewusstsein gehandelt 
habe, dass ein Schaden mit Wahrschein-

lichkeit eintreten werde, sofern sie die 
Lieferfrist nicht einhalte. 
 
Diese Rechtsprechung lässt erkennen, 
dass eine Haftung bei Überschreitung 
der Lieferfrist zwar grundsätzlich ge-
mäß § 431 Abs. 3 HGB auf das dreifa-
che der Fracht begrenzt ist, die Rege-
lung des § 431 Abs. 3 HGB jedoch 
keine absolute und abschließende Re-
gelung ist. Vielmehr kann sich der 
Frachtführer auf diese Haftungsbe-
schränkung nicht berufen, sofern ein 
qualifiziertes Verschulden erwiesen ist. 
 
Das Urteil des Landgerichts Hamburg 
ist jedoch nicht rechtskräftig. Es bleibt 
daher abzuwarten, wie das Berufungs-
gericht urteilt. 
 
mr. Hannes Gärtner LL.M. 
 
Schlagworte: Lieferfristüberschreitung, Verspätung, 
qualifiziertes Verschulden, Lieferfrist, Just-in-time- 
Lieferung, § 423 HGB, § 431 Abs. 3 HGB, § 435 
HGB 
 
 

Standgeldregelungen in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen 

 
In den letzten Jahren kommt es immer 
häufiger vor, dass die Fahrer bei der Be- 
und Entladung Wartezeiten in Kauf 
nehmen müssen. Während dieser War-
tezeiten können die Frachtführer keine 
anderen Aufträge ausführen, was selbst-
verständlich die Möglichkeiten für Ein-
nahmen reduziert. Daher steht dem 
Frachtführer per Gesetz nach § 412 Abs. 
3 HGB eine angemessene Vergütung für 
die Wartezeit zu, die durch Gründe ver-
ursacht wurde, welche nicht in der Sphä-
re des Frachtführers liegen, das Stand-
geld. 
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In der Praxis werden vermehrt in den 
Transportaufträgen allgemeine Geschäfts-
bedingungen verwendet, die Klauseln ent-
halten, nach denen Standgeldansprüche 
ausgeschlossen sind. 
 
Hierbei gilt es zu differenzieren. Soll durch 
die Klausel ein Anspruch auf Standgeld ge-
nerell und vollkommen ausgeschlossen 
werden, oder soll als vereinbart gelten, dass 
Wartezeiten von gewisser Dauer standgeld-
frei sind? 
 

Genereller Ausschluss von Standgeldan-
sprüchen in AGB 

 
Über die Wirksamkeit von Klauseln, in de-
nen ein Anspruch des Frachtführers auf 
Standgeld generell ausgeschlossen wird, 
hat der BGH bereits im Jahr 2010 entschie-
den. 
 
Nach Ansicht des BGH führe ein einschrän-
kungsloser Ausschluss des Standgeldan-
spruches zu einer unangemessenen Be-
nachteiligung des Frachtführers und stehe 
im Widerspruch zu dem wesentlichen 
Grundgedanken der gesetzlichen Regelung 
des § 412 Abs. 3 HGB. 
 
Der Gesetzgeber habe die Wartezeit im 
Grundsatz als vergütungspflichtig erachtet. 
Ein einschränkungsloser Ausschluss sogar 
in den Fällen, in denen die Wartezeit vom 
Absender grob fahrlässig oder gar vorsätz-
lich herbeigeführt wird, trage diesem Ansatz 
keine Rechnung. 
Auch ein Hinweis auf das Kündigungsrecht 
des Frachtführers nach § 415 Abs. 2 HGB 
vermochte den BGH nicht ausreichend zu 
überzeugen. Es sei immerhin zu berück-
sichtigen, dass der Frachtführer auf diesem 
Wege nur einen Teil der vereinbarten Ver-
gütung realisieren könne, selbst wenn er 
uneingeschränkt leistungsbereit gewesen 

ist. Zudem bestimme § 415 Abs. 2 Nr. 1 
HGB, dass der Frachtführer im Falle 
einer Kündigung neben der vereinbarten 
Fracht auch bereits angefallenes Stand-
geld beanspruchen könne. 
 
Vereinbarung einer begrenzten Warte-

zeit als standgeldfrei 
 
Dass es jedoch grundsätzlich möglich 
ist, den Anspruch auf Standgeld insoweit 
zu reduzieren, dass dieses erst nach 
Ablauf einer in den AGB bestimmten 
Wartezeit anfällt, hat jüngst das Amtsge-
richt Hamburg (Urteil vom 11.09.2014, 
Az. 31c C 180/14) in einer von uns er-
strittenen Entscheidung festgelegt. 
 
Im dortigen Sachverhalt versuchte der 
Frachtführer Standgeld in Höhe von 
EUR 89,25 für eine Wartezeit 1,5 Stun-
den geltend zu machen. Die Beklagte 
wandte ein, dass in den wirksam in den 
Vertrag einbezogenen AGB geregelt sei, 
dass ein Standgeld erst ab einer Warte-
zeit von vier Stunden verlangt werden 
könne. 
 
Dem Vortrag der Beklagten folgte das 
Gericht und wies die Klage ab. Es führte 
hierzu aus, dass zwar - entsprechend 
dem Urteil des BGH - ein genereller 
Ausschluss des Standgeldanspruchs in 
AGB unwirksam sei, eine Regelung wie 
im vorliegenden Fall, jedoch keine unan-
gemessene Benachteiligung des Fracht-
führers darstelle. 
 
Ähnlich entschied bereits das Amtsge-
richt Passau mit Urteil vom 28.02.2011, 
Az. 17 C 137/11, indem es sogar eine 
Klausel in AGB, nach denen ein Be- 
bzw. Entladezeitraum von 24 Stunden 
standgeldfrei sei, für wirksam hielt. 
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Fazit 
 
Betrachtet man die unterschiedlichen ge-
richtlichen Entscheidungen zu Standgeldre-
gelungen in AGB, so scheinen die Gerichte 
den Vertragsparteien durchaus einen ge-
wissen Spielraum bei der Regelung von 
Standgeld zuzugestehen. Immerhin sehen 
einige Gerichte selbst in einer Standzeit von 
24 Stunden ohne Vergütung keine unange-
messene Benachteiligung, solange der An-
spruch auf Standgeld nicht gänzlich ausge-
schlossen wird. 
 
Anja Göbel 
Rechtsanwältin 
 
Schlagworte: Standgeldvereinbarung, Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen, § 412 HGB 

 
 

Aktuelle Entwicklungen in Sachen 
“MOL COMFORT” 

 
Seit unserem letzten Artikel im Newsletter 
3/2014 sind nun die ersten Urteile ergan-
gen.  
 
Insbesondere die Kammern für Handelssa-
chen 9 und 13 des Landgerichts Hamburg 
haben eine Haftung der Spediteure abge-
lehnt und die Klagen daher abgewiesen. 
 
Als Beispiel kann das Urteil in der Sache 
409 HKO 5/14 auf der Internetseite des 
Transport-Informations-Service eingesehen 
werden: 
 
http://www.tis-
gdv.de/tis/bedingungen/urteile/urteil.php?urt
eil_id=442 
 
Grundsätzlich basiert die Entscheidungsfin-
dung der Richter auf den jeweils vorgetra-
genen Tatsachen, sodass jedes Urteil eine 

Einzelfallentscheidung darstellt. Aller-
dings lässt sich eine allgemeine Ten-
denz feststellen. 
 
Zunächst sehen die Richter keine aus-
reichenden Anzeichen dafür erbracht, 
dass ein Beladungsfehler an Bord der 
“MOL COMFORT“ vorgelegen haben 
könnte. 
 
Der Interim Report of the Committee on 
Large Container Ship Safety des japani-
schen Transportministeriums kommt hier 
jedoch zu einem ganz anderen Ergeb-
nis.  
 
So stellt der Interim Report zwar fest, 
dass sich anhand der von den Betrei-
bern des Schiffes übermittelten Ge-
wichtsangaben und Stauungsplänen 
keine derart hohe Belastung auf den 
Schiffsrumpf rekonstruieren lasse, dass 
hierdurch der Schiffsrumpf auseinander 
gebrochen sei. Tatsächlich lasse sich 
anhand der Daten lediglich eine Belas-
tung von ca. 2/3 der maximal zulässigen 
Belastung der Rumpfstruktur ermitteln. 
 
Allerdings weist der Interim Report da-
rauf hin, dass das tatsächliche Gewicht 
der Container von den angegebenen 
Werten abgewichen haben könnte. Da-
her sei eine endgültige Aussage über die 
durch die Beladung entstandenen Kräfte 
erst dann möglich, wenn hier weitere 
Ergebnisse vorliegen würden. 
 
Die Untersuchungskommission schließt 
somit derzeit einen Beladungsfehler ge-
rade nicht aus! 
 
Sodann setzen sich die Gerichte mit der 
Frage auseinander, ob ein Konstrukti-
onsfehler an Bord der “MOL COMFORT“ 
vorgelegen haben könnte. 



NEWSLETTER #4/2014   - 11 -  

In keinem der uns vorliegenden Urteile 
kommt das Gericht zu der positiven Fest-
stellung, dass ein Konstruktionsfehler tat-
sächlich vorlag. 
 
Vielmehr schließen die Gerichte etwaige 
andere Ursachen aus, sodass nach dem 
Ausschlussprinzip ihrer Auffassung nach 
lediglich ein Konstruktionsfehler in Frage 
kommen könne. 
 
Dies dürfte wahrscheinlich bereits in der 
Tatsache begründet sein, dass die Wrack-
teile der “MOL COMFORT“ in mehreren 
hundert Metern Tiefe auf dem Meeresboden 
liegen und eine Untersuchung bislang nicht 
stattgefunden hat. Stattdessen haben sich 
sämtliche Untersuchungen auf einen Ver-
gleich der Schwesterschiffe sowie auf die 
Auswertung der Konstruktionszeichnungen 
beschränkt. Über die tatsächlichen Ereig-
nisse an Bord der “MOL COMFORT“ zum 
Unglückszeitpunkt lässt sich so jedoch kei-
ne sichere Aussage treffen. 
 
Ob ein Konstruktionsfehler tatsächlich vor-
lag, kann daher auf Basis der derzeitigen 
Erkenntnisse nicht festgestellt werden. 
 
Im dritten Schritt gehen die Gerichte sodann 
der Frage nach, ob der etwaige Konstrukti-
onsfehler für den Spediteur vorhersehbar 
und somit vermeidbar war. Diese Frage 
verneinen die Gerichte. 
 
Auch an dieser Feststellung bestehen je-
doch erhebliche Zweifel.  
 
Ausweislich des Interim Reports waren an 
Bord der “MOL COMFORT“ bereits im Jah-
re 2010 erste Verformungen entdeckt und 
entsprechend dokumentiert worden. Zudem 
waren auch an Bord des Schwesterschiffes 
“APL ZEEBRUGGE“ im Jahr 2012 Verfor-
mungen entdeckt und repariert worden. 

Beide Schiffe wurden von der gleichen 
Klassifikationsgesellschaft betreut, so-
dass hier ein gewisser Zusammenhang 
herzustellen sein dürfte. 
 
Der Interim Report kommt zusammen-
fassend zu der Erkenntnis, dass nach 
derzeitigem Kenntnisstand keine der 
möglichen Schadensursachen Bela-
dungsfehler, schlechtes Wetter oder ein 
etwaiger Konstruktionsfehler für sich 
alleine gesehen zu dem Untergang ge-
führt haben kann. Vielmehr wird ange-
nommen, dass es sich um eine Verket-
tung mehrerer Ereignisse gehandelt ha-
ben muss. Eine erhebliche Rolle spielen 
dabei nach Ansicht des Interim Reports 
auch die sogenannten „uncertainty fac-
tors“ also Faktoren, deren Ursprung und 
Stärke man (bislang) nicht identifizieren 
konnte. 
 
Vor diesem Hintergrund dauern die Ent-
wicklungen in Japan weiter an und es 
werden in den nächsten Wochen und 
Monaten weitere Erkenntnisse und Un-
tersuchungsberichte rund um das 
Schiffsunglück erwartet. Bereits jetzt ist 
jedoch festzustellen, dass die Gründe für 
den Untergang weiterhin nicht eindeutig 
festgestellt sind und stattdessen mit fort-
dauernder Untersuchung immer mehr 
ungeklärte Fragen auftauchen. 
 
Wie die deutschen Gerichte in Kenntnis 
dieser andauernden Untersuchungen 
eindeutig zu der Überzeugung gelangen 
können, dass die “MOL COMFORT“ 
aufgrund eines angeblichen Konstrukti-
onsfehlers gesunken sein soll, ist nur 
schwerlich nachvollziehbar. 
 
Denn die hier entscheidungsrelevante 
Regel des § 498 II HGB legt die Beweis-
last dem Verfrachter auf. Um eine Haf-
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tung bereits dem Grunde nach auszuschlie-
ßen, ist es daher Aufgabe des Verfrachters 
mit an Gewissheit grenzender Wahrschein-
lichkeit positiv nachzuweisen, dass keine 
anderen Ursachen zum Schadensuntergang 
beigetragen haben und ein etwaiger Kon-
struktionsfehler für einen sorgfältigen Ver-
frachter nicht vorhersehbar und somit nicht 
vermeidbar war. 
 
Da, wie oben aufgezeigt, zum jetzigen Zeit-
punkt erhebliche Zweifel an den tatsächli-
chen Ursachen für den Untergang der “MOL 
COMFORT“ bestehen, dürften die Ausfüh-
rungen der Richter den gesetzlichen Anfor-
derungen nur schwerlich genügen. 
 
Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass sich die Gerichte in ihren Urteilen aus-
drücklich auf den Interim Report beziehen, 
um die Ursachen für den Untergang zu be-
gründen. Gleichzeitig unterlassen sie es 
jedoch gerade diejenigen Stellen zu zitieren, 
welche auf die verbleibenden Unklarheiten 
hindeuten. 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint es dann 
auch nicht verwunderlich, dass gegen meh-
rere erstinstanzliche Urteile mittlerweile Be-
rufung eingelegt wurde.  
 
Positiv hervorzuheben ist jedoch, dass die 
befassten Gerichte keinesfalls alle einheit-
lich entscheiden. So sind die Richter in eini-
gen Kammern für Handelssachen am Ham-
burger Landgericht gerade nicht davon 
überzeugt, dass ein Beladungsfehler aus-
zuschließen sei und haben daher eine ent-
sprechende Beweiserhebung angeordnet. 
Es bleibt also auch in Zukunft weiter über 
die Vorgänge um die “MOL COMFORT“ zu 
berichten. 
 
Der Interim Report ist auf folgender Seite 
einsehbar: 

http://www.mlit.go.jp/common/00102966
0.pdf 
 
mr. Hannes Gärtner LL.M. 
 
Schlagworte: MOL COMFORT, Konstruktionsfehler, 
§ 498 II HGB 

 
 

Voraussetzungen für eine Ablie-
ferung gegenüber Abwesenden 

 
Das Amtsgericht Nürnberg hat in seinem 
Urteil vom 17.09.2014 (Az.: 19 C 
3108/13) grundsätzliche Maßstäbe zu 
den Anforderungen an eine Ablieferung 
gegenüber Abwesenden aufgestellt. 
 
Die Klägerin begehrte Schadensersatz 
aufgrund eines Verlusts der Sendung, 
da diese nicht beim Empfänger abgelie-
fert worden sei. Die Beklagte führte hier-
gegen an, dass der Frachtführer eine 
Ablieferung beim Empfänger vornehmen 
wollte, dort jedoch keine Person anwe-
send gewesen sei. Daraufhin habe sich 
der Frachtführer telefonisch mit dem 
Empfänger in Verbindung gesetzt und 
sei von Frau X angewiesen worden, die 
Ware auf den Hof zu stellen. Eine Ablie-
ferung sei daher nach Ansicht der Be-
klagten erfolgt. Die Klägerin führt jedoch 
aus, dass eine Frau X nicht existiere, 
zumindest nicht im Unternehmen des 
Empfängers arbeite. 
 
Zunächst führte das Amtsgericht aus, 
dass es für eine ordnungsgemäße Ablie-
ferung erforderlich sei, dass der Fracht-
führer den Gewahrsam über das beför-
derte Gut aufgebe und er den Empfän-
ger mit dessen Willen und Einverständ-
nis in die Lage versetze, die tatsächliche 
Sachherrschaft über das Gut auszu-
üben. Grundsätzlich bedürfe es daher 
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der Anwesenheit einer empfangsberechtig-
ten Person und einer Übergabe an diese. 
 
Eine Ablieferung gegenüber Abwesenden 
stelle hiervon eine Abweichung dar, die ver-
traglich zwischen den Parteien vereinbart 
werden müsse. Für das Vorliegen einer 
derartigen Vereinbarung sei der Frachtfüh-
rer vollumfänglich beweispflichtig. 
 
Zunächst genügt es nach Ansicht des 
Amtsgerichts bereits nicht, dass in der Ver-
gangenheit ähnlich verfahren worden sei. 
Stattdessen müsse die Vereinbarung für 
jeden Transport individuell nachgewiesen 
werden, oder eine Vereinbarung vorliege, 
nach der grundsätzlich so zu verfahren sei. 
 
Im vorliegenden Fall sah das Gericht eine 
derartige Vereinbarung nicht als erwiesen 
an, da die Richtigkeit der Aussage des Fah-
rers bezweifelt werden müsse. Denn es sei 
bereits nicht nachgewiesen, dass Frau X 
tatsächlich beim Empfänger arbeite und der 
Fahrer tatsächlich mit dieser telefoniert ha-
be. 
 
Daher habe der Frachtführer leichtfertig ge-
handelt, sodass er für den Verlust der Sen-
dung unbeschränkt nach § 435 HGB hafte. 
 
Bei der Ablieferung gegenüber Abwesenden 
sollten Frachtführer daher größte Sorgfalt 
walten lassen und ein „Abstellen im Hof“ 
lediglich dann vornehmen, wenn sie hierzu 
entsprechend angewiesen wurden und kei-
ne Zweifel bezüglich der Identität des An-
weisenden bestehen. 
 
mr. Hannes Gärtner LL.M. 
 
Schlagworte: Ablieferung gegenüber Abwesenden, § 
423 HGB, § 435 HGB 
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Auf Anfrage stellen wir Ihnen gerne Abschriften der hier zitierten Urteile und Beschlüsse zur Verfügung.  

 
 
 

Wir danken allen unseren Mandanten und Kollegen für die Zusam-

menarbeit im letzten Jahr.  

 

 

Gleichzeitig wünschen wir unseren geschätzten Lesern ein gutes 

und erfolgreiches Jahr 2015! 

 


